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Niedersachsen 

  

1. Statusoptionen 
 
 

Vorab: Hier Voraussetzungen des Hochschulzugangs und anderen 
Statusoptionen als der regulären Immatrikulation. Zu Voraussetzungen der 
Zulassung s. die weiteren zu Frage 1.1 genannten Vorschriften 
 
Voraussetzungen des Hochschulzugangs: 
 
§ 18 NHG1 Hochschulzugang 
(1) Zum Studium in einem grundständigen Studiengang ist berechtigt, wer über 
die entsprechende deutsche Hochschulzugangsberechtigung verfügt. Eine 
Hochschulzugangsberechtigung hat, wer 
1.  
a)  die allgemeine Hochschulreife, 
b)  die fachgebundene Hochschulreife, 
c)  die Fachhochschulreife, 
d)  eine von dem für die Schulen zuständigen Ministerium allgemein oder für 

bestimmte Studiengänge als gleichwertig anerkannte schulische Vorbildung 
oder 

2.  eine berufliche Vorbildung nach Absatz 4besitzt. 
(2) Die fachgebundene Hochschulreife berechtigt zum Studium in der 
entsprechenden Fachrichtung; zur Aufnahme eines Studiums in einer anderen 
Fachrichtung ist berechtigt, wer die hierfür erforderlichen Vorkenntnisse in einer 
von der Hochschule abzunehmenden Prüfung nachweist. Das Nähere regelt 
eine Ordnung. 
(3) Die Fachhochschulreife berechtigt zum Studium in jeder Fachrichtung an 
jeder Fachhochschule und zum Studium in der entsprechenden Fachrichtung an 
Universitäten und gleichgestellten Hochschulen. Die Universität oder 
gleichgestellte Hochschule kann auf der Grundlage der Akkreditierung der 
Studiengänge durch Ordnung bestimmen, dass die Fachhochschulreife oder die 
Fachhochschulreife mit gleichzeitigem Nachweis zusätzlicher 
studiengangsbezogener Kenntnisse und Fertigkeiten auch zur Aufnahme eines 
Bachelorstudiengangs in einer anderen Fachrichtung berechtigt. Studierende 
mit einer Zugangsberechtigung nach Satz 2 sind nach einem Studium von zwei 
Semestern, in dem sie die geforderten Leistungsnachweise erbracht haben, 
berechtigt, das Studium in einem Studiengang der gleichen Fachrichtung an 
einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule fortzusetzen. 
(4) Eine Hochschulzugangsberechtigung für ein Studium in jeder Fachrichtung 
an jeder Hochschule aufgrund beruflicher Vorbildung besitzt, wer 
1.  eine Meisterprüfung abgelegt hat, 
2.  einen Bildungsgang zur staatlich geprüften Technikerin oder zum staatlich 

geprüften Techniker oder zur staatlich geprüften Betriebswirtin oder zum 
staatlich geprüften Betriebswirt abgeschlossen hat, 

3.  einen Fortbildungsabschluss auf Grundlage einer Fortbildungsordnung 
nach § 53 des Berufsbildungsgesetzes oder § 42 der Handwerksordnung 
oder von Fortbildungsprüfungsregelungen nach § 54 des 
Berufsbildungsgesetzes oder § 42f der Handwerksordnung besitzt, der auf 
einem mindestens 400 Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang beruht, 

4.  ein Befähigungszeugnis für den nautischen oder technischen Schiffsdienst 
nach der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung besitzt, das auf einem 
mindestens 400 Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang beruht, 
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5.  einen Fachschulabschluss entsprechend der "Rahmenvereinbarung über 
Fachschulen" der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002 (Nds. 
MBl. 2010 S. 516) besitzt, oder 

6.  einen Abschluss aufgrund einer landesrechtlichen Fortbildungsregelung für 
Berufe im Gesundheitswesen oder für sozialpflegerische oder 
sozialpädagogische Berufe besitzt, der auf einem mindestens 400 
Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang beruht. 

Eine Hochschulzugangsberechtigung für ein Studium in der entsprechenden 
Fachrichtung an jeder Hochschule aufgrund beruflicher Vorbildung besitzt, 
wer 

1.  nach Abschluss einer durch Bundes- oder Landesrecht geregelten 
mindestens dreijährigen Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf in einem dem angestrebten Studiengang fachlich nahe 
stehenden Bereich diesen Beruf mindestens drei Jahre lang, als 
Stipendiatin oder Stipendiat des Aufstiegsstipendienprogramms des 
Bundes mindestens zwei Jahre lang, ausgeübt hat, 

2.  eine andere von der Hochschule studiengangsbezogen als gleichwertig 
festgestellte Vorbildung hat oder 

3.  nach beruflicher Vorbildung eine fachbezogene 
Hochschulzugangsberechtigung durch Prüfung erworben hat. 

Das für die Schulen zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung 
die Kriterien für die Gleichwertigkeitsfeststellung nach Satz 2 Nr. 2 festzulegen 
sowie die Gleichwertigkeit bestimmter formaler Vorbildungen allgemein 
festzustellen. Die Hochschule wird ermächtigt, durch Ordnung zu regeln, dass 
die Hochschule aufgrund in der beruflichen Bildung, im Beruf oder in der 
Weiterbildung erworbener Kompetenzen eine studiengangsbezogene 
Hochschulzugangsberechtigung feststellen kann. Studierende mit einer 
Zugangsberechtigung nach Satz 4 sind nach einem Studium von zwei 
Semestern, in dem sie die geforderten Leistungsnachweise erbracht haben, 
berechtigt, das Studium in einem Studiengang der gleichen Fachrichtung an 
einer anderen Hochschule fortzusetzen. 6Satz 5 gilt entsprechend für 
Studierende, die aufgrund einer Regelung eines anderen Landes über eine 
Zugangsberechtigung nach beruflicher Vorbildung verfügen, die nicht die 
Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 erfüllt. 
(5) Zum Studium in einem künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftlichen 
Studiengang ist berechtigt, wer die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 
erfüllt und eine besondere künstlerische Befähigung nachweist; das Erfüllen der 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 kann durch den Nachweis einer 
überragenden künstlerischen Befähigung ersetzt werden. Das Nähere regelt 
eine Ordnung. 
(6) Die Hochschule kann über die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 
hinaus für bestimmte Studiengänge den Nachweis einer praktischen 
Ausbildung, bestimmter berufsbezogener Kenntnisse und Fertigkeiten, 
besonderer fremdsprachlicher Kenntnisse oder den Nachweis eines dem 
Studiengang fachlich entsprechenden Ausbildungsverhältnisses verlangen; sie 
kann zulassen, dass einzelne dieser Zugangsvoraussetzungen während des 
Studiums nachgeholt werden. Die Hochschule kann Studien- oder 
Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines anderen Studienganges erbracht 
wurden, anstelle von Voraussetzungen nach Satz 1 berücksichtigen. Das 
Nähere regelt eine Ordnung. 
(7) Wer an einer deutschen Hochschule eine Vor- oder Zwischenprüfung 
bestanden hat, ist berechtigt, das Studium in einem Studiengang der gleichen 
Fachrichtung mit dem gleichen Abschluss an einer anderen Hochschule 
fortzusetzen. 
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(8) Die Zugangsberechtigung zu weiterführenden Studiengängen und 
Masterstudiengängen hat, wer einen Bachelorabschluss oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt und 
1.  bei beabsichtigter Aufnahme eines konsekutiven Masterstudiengangs ein 

fachlich hierfür geeignetes, vorangegangenes Studium oder 
2.  bei beabsichtigter Aufnahme eines weiterbildenden Masterstudiengangs 

eine qualifizierte berufspraktische Erfahrung von in der Regel nicht unter 
einem Jahr nachweisen kann. Eine Person ist vorläufig zugangsberechtigt, 
wenn ihr für den Bachelorabschluss oder den gleichwertigen Abschluss 
noch einzelne Prüfungsleistungen fehlen, aber aufgrund des bisherigen 
Studienverlaufs, insbesondere der bislang vorliegenden 
Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass sie den Abschluss spätestens bis 
zum Ende des ersten Semesters des Masterstudiengangs oder des 
weiterführenden Studiengangs erlangen wird; das Zeugnis ist innerhalb 
einer von der Hochschule festzusetzenden Frist vorzulegen. Das Nähere, 
insbesondere zur Feststellung der fachlichen Eignung eines 
vorangegangenen Studiums, regelt eine Ordnung. 

(9) Der erfolgreiche Abschluss eines Hochschulstudiums berechtigt zur 
Aufnahme eines Studiums in allen Fachrichtungen; die besonderen 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 5 bis 8 bleiben unberührt. Ist eine 
Zulassung zum Studium nach Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 erfolgt, so ist die 
Aufnahme eines Studiums in einer anderen Fachrichtung nur möglich, wenn die 
hierfür erforderlichen Vorkenntnisse durch eine Prüfung nach Absatz 2 Satz 1 
Halbsatz 2 nachgewiesen werden. 
(10) Zum Studium ist auch berechtigt, wer Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes, nach Rechtsvorschriften Deutschen gleichgestellt oder 
Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union ist 
und eine von der Hochschule festgestellte, der deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung gleichwertige ausländische Bildung sowie die 
für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse besitzt. Für die übrigen 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit ausländischem 
Bildungsnachweis entscheidet die Hochschule bei Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Satz 1 über den Zugang nach Maßgabe einer Ordnung; 
für die Feststellung der Zugangsvoraussetzungen kann die Erhebung von 
Gebühren vorgesehen werden. 
(11) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, deren ausländische 
Bildungsnachweise nicht als gleichwertig anzusehen sind, erlangen die 
Hochschulzugangsberechtigung durch die Prüfung an einem Studienkolleg (§ 3 
Abs. 9), in der nachzuweisen ist, dass sie einen Bildungsstand besitzen, der 
einer Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 entspricht. Die Hochschule, an 
der das Studienkolleg eingerichtet ist, regelt durch Ordnung des Präsidiums die 
Zulassung zum Studienkolleg, die Rechtsstellung der Kollegiatinnen und 
Kollegiaten, die Organisation und Benutzung des Studienkollegs sowie die 
Erhebung von Gebühren. Das für die Schulen zuständige Ministerium regelt 
durch Verordnung im Einvernehmen mit dem Fachministerium die 
Prüfungsanforderungen und das -verfahren. 
(12) Das für die Schulen zuständige Ministerium kann die Zuständigkeit für die 
Anerkennung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. d auf eine nachgeordnete 
Behörde übertragen. 
(13) Das für die Schulen zuständige Ministerium wird ermächtigt, für die 
Prüfungen nach Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 durch Verordnung die 
Zulassungsvoraussetzungen und das Zulassungsverfahren, den Prüfungsinhalt 
und das Prüfungsverfahren, die Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse 
sowie die Erhebung von Gebühren zu regeln. Die Prüfung besteht aus einem 
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allgemeinen Teil und einem besonderen Teil. Die Hochschule ist zur Mitwirkung 
bei der Abnahme des besonderen Teils der Prüfung nach Maßgabe der 
Verordnung nach Satz 1 verpflichtet. In der Verordnung nach Satz 1 kann die 
Betreuung einer erziehungs- oder pflegebedürftigen Person der beruflichen 
Vorbildung nach Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 gleichgestellt werden. 
(14) Die Ordnungen nach dieser Vorschrift bedürfen der Genehmigung. 
 
§ 19 NHG Einschreibung, Rückmeldung und Exmatrikulation 
(1) Hochschulzugangsberechtigte werden auf ihren Antrag in einen oder 
mehrere Studiengänge und in der Regel nur an einer Hochschule 
eingeschrieben; § 9 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt. In zulassungsbeschränkten 
Studiengängen setzt die Einschreibung die Zulassung voraus. Bei der 
Norddeutschen Hochschule für Rechtspflege erfolgt die Einschreibung ohne 
Antrag durch Feststellung der Hochschule, sofern laufbahnrechtliche 
Regelungen ein Studium vorsehen. 
(2) Für geeignete Studiengänge kann die Hochschule eine Einschreibung oder 
Rückmeldung für ein Teilzeitstudium zulassen. Die Hochschule legt fest, welcher 
Anteil der in der Prüfungsordnung vorgesehenen Leistungspunkte im 
Teilzeitstudium je Semester oder Trimester höchstens erworben werden kann. 
(3) Die Hochschule kann in besonderen Ausnahmefällen in nicht 
zulassungsbeschränkten Studiengängen Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber einschreiben, die keine Hochschulzugangsberechtigung 
haben, aber eine entsprechende wissenschaftliche Befähigung nachweisen. 
Durch Ordnung kann bestimmt werden, dass die Berechtigung zur nicht 
befristeten Einschreibung ein erfolgreiches Studium von zwei Semestern 
voraussetzt. Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn in 
zulassungsbeschränkten Studiengängen nach Abschluss des 
Vergabeverfahrens noch Studienplätze zur Verfügung stehen. 
(4) Schülerinnen und Schüler, die von der Schule und der Hochschule 
einvernehmlich als überdurchschnittlich begabt beurteilt werden, können vor 
Aufnahme eines Studiums als Frühstudierende eingeschrieben werden. 
Frühstudierende sind von der Zahlung der Abgaben und Entgelte nach diesem 
Gesetz befreit. Sie erhalten mit der Einschreibung das Recht, an 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen teilzunehmen; sie werden abweichend von 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 nicht Mitglieder der Hochschule. Erbrachte 
Leistungsnachweise sind bei einem späteren Studium anzuerkennen. 
(5) Der Antrag auf Einschreibung kann abgelehnt werden, wenn die oder der 
Hochschulzugangsberechtigte 
1.  Verfahrensvorschriften nicht eingehalten hat, 
2.  an einer Krankheit im Sinne des § 34 Abs. 1 des Infektionsschutzgesetzes 

leidet oder bei Verdacht einer solchen Krankheit ein gefordertes 
amtsärztliches Zeugnis nicht beibringt, oder 

3.  wegen einer Straftat gegen das Leben, die sexuelle Selbstbestimmung, die 
körperliche Unversehrtheit oder die persönliche Freiheit rechtskräftig 
verurteilt wurde, die Tat und die Verurteilung einem Verwertungsverbot 
noch nicht unterfällt und nach der Art der begangenen Straftat eine 
Gefährdung oder Störung des Studienbetriebes zu besorgen ist. 

Die Einschreibung ist abzulehnen, wenn die Zahlung der fälligen Abgaben und 
Entgelte nicht nachgewiesen ist oder in dem gewählten Studiengang eine 
Prüfung endgültig nicht bestanden wurde. Die Rückmeldung setzt den Nachweis 
voraus, dass die fälligen Abgaben und Entgelte gezahlt sind. 
(6) Die Exmatrikulation kann erfolgen, wenn Tatsachen bekannt werden oder 
eintreten, die die Ablehnung der Einschreibung gerechtfertigt hätten. Die 
Exmatrikulation hat zu erfolgen, wenn 
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1.  die oder der Studierende dies beantragt oder 
2.   

a)  eine Abschlussprüfung bestanden, 
b)  eine Prüfung endgültig nicht bestanden oder 
c)  in einem Studiengang mit Zulassungsbeschränkungen die Rücknahme 

des Zulassungsbescheides unanfechtbar oder sofort vollziehbar ist 
und die oder der Studierende in keinem weiteren Studiengang 
eingeschrieben ist. 

Exmatrikuliert ist 
1.  zum Ende des Semesters, wer sich nach Mahnung unter Fristsetzung mit 

Androhung der Exmatrikulation nicht innerhalb der Frist rückmeldet oder 
fällige Abgaben oder Entgelte nicht innerhalb der Frist bezahlt, oder 

2.  mit Fristablauf, wer im Fall des § 18 Abs. 8 Satz 2 Halbsatz 2 das Zeugnis 
nicht innerhalb der von der Hochschule festgesetzten Frist vorlegt und die 
fehlende Vorlage zu vertreten hat. 

Beantragt die oder der Studierende die Exmatrikulation vor oder innerhalb eines 
Monats nach dem Vorlesungsbeginn, so sind geleistete Abgaben und Entgelte 
zu erstatten. Die oder der Studierende hat körperliche Gegenstände, mit denen 
sie oder er geldwerte Vorteile erlangen kann, insbesondere das Semesterticket 
und den Studierendenausweis, herauszugeben. 
(7) Das Nähere regelt eine Ordnung. 
(8) Die hochschulexternen Prüfungsämter übermitteln den Hochschulen die für 
die Feststellung der Voraussetzungen einer Exmatrikulation erforderlichen 
personenbezogenen Daten. 
 
Zu weiteren Statusoptionen als der regulären Immatrikulation: 
 
§ 13 NHG2 Langzeitstudiengebühren, sonstige Gebühren und Entgelte 
(5) Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung erheben von Gasthörerinnen 
und Gasthörern je Semester eine Gebühr in Höhe von mindestens 
1.  50 Euro bei einer Belegung bis vier Semesterwochenstunden, 
2.  75 Euro bei einer Belegung von mehr als vier Semesterwochenstunden 

und 
3.  125 Euro bei Einzelunterricht. 
Für die Erbringung von Studienleistungen und die Ablegung von Prüfungen wird 
eine gesonderte Gebühr erhoben, die nach dem Aufwand der Hochschule zu 
bemessen ist und diesen decken soll. Satz 1 gilt nicht für Gasthörerinnen und 
Gasthörer, die Studierende einer anderen niedersächsischen Hochschule in 
staatlicher Verantwortung sind. 
 

2. Fernprüfungen/ 
Online-Prüfungen 

 
 
 

§ 7 NHG3 Prüfungen und Leistungspunktsystem; staatliche 
Anerkennungen; Studienorientierungsverfahren 
(1) In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens vier Jahren 
findet eine Zwischenprüfung statt. Prüfungen sollen studienbegleitend 
abgenommen werden. Die an einer anderen deutschen Hochschule in dem 
gleichen oder einem verwandten Studiengang abgelegte Vor- oder 
Zwischenprüfung wird anerkannt. 
(2) Studien- und Prüfungsleistungen sollen auf der Grundlage eines 
Leistungspunktsystems bewertet werden. Leistungspunkte werden auf gleiche 
oder verwandte Studiengänge derselben oder anderer Hochschulen ohne 
besondere Gleichwertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prüfungsordnung 
angerechnet. 
(3) Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage von Prüfungsordnungen 
abgelegt. Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass 
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1.  die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prüfungen und 
2.  die Anerkennung von 

a)  an anderen Hochschulen im In- und Ausland erbrachten Studien- und 
Prüfungsleistungen und 

b)  beruflich erworbenen Kompetenzen 
nach Maßgabe der Gleichwertigkeit 
gewährleistet ist. In den Prüfungsordnungen ist vorzusehen, dass Studien- und 
Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule eines Vertragsstaates des 
Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im 
Hochschulbereich in der europäischen Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II 
S. 712) erbracht wurden, anerkannt werden, wenn keine wesentlichen 
Unterschiede zu den an der Hochschule zu erbringenden entsprechenden 
Studien- und Prüfungsleistungen bestehen. Prüfungsordnungen sollen 
insbesondere Regelungen über die Verleihung und Führung von Graden und 
Titeln, die Regelstudienzeit, den Freiversuch, die Befugnis zur Abnahme von 
Prüfungen, die Bewertung von Prüfungsleistungen und die Einstufungsprüfung 
enthalten. 5Prüfungsordnungen müssen die besonderen Belange von 
Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen zur Wahrung 
ihrer Chancengleichheit berücksichtigen. 
(4) Prüfungsordnungen dürfen vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach 
dafür geeignet sind, in elektronischer Form und ohne Verpflichtung, persönlich 
in einem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt 
werden können. Im Fall des Satzes 1 muss die Prüfungsordnung insbesondere 
Bestimmungen enthalten 
1.  zur Sicherung des Datenschutzes, 
2.  zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch die Prüflinge 

während der gesamten Prüfungsdauer, 
3.  zur eindeutigen Authentifizierung der Prüflinge, 
4.  zur Verhinderung von Täuschungshandlungen und 
5.  zum Umgang mit technischen Problemen. 
(5) Studien- und Prüfungsordnungen dürfen eine Verpflichtung der Studierenden 
zur Anwesenheit in Lehrveranstaltungen nur vorsehen, wenn diese erforderlich 
ist, um das Ziel einer Lehrveranstaltung zu erreichen. Die Hochschule darf von 
den Prüflingen eine Versicherung an Eides statt verlangen und abnehmen, 
wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbständig und ohne unzulässige 
fremde Hilfe erbracht worden ist. Die Prüfungsordnungen können bestimmen, 
dass die Bachelor- oder die Masterprüfung oder eine sonstige Prüfung als 
endgültig nicht bestanden gilt, wenn geforderte Prüfungsleistungen nicht 
innerhalb eines vorgegebenen Zeitraums erbracht werden und die oder der 
Studierende dies zu vertreten hat oder wenn die oder der Studierende bei der 
Erbringung einer Prüfungsleistung täuscht. Studien- und Prüfungsordnungen 
können vorsehen, dass Lehrveranstaltungen und Prüfungen auch in 
Fremdsprachen durchgeführt werden können. 
(6) Die Hochschulen können studienbegleitende Prüfungen sowie Vor-, 
Zwischen- und Abschlussprüfungen für nicht eingeschriebene Personen 
(Externenprüfungen) durchführen, wenn das jeweilige Fach und die fachliche 
Prüfungskompetenz durch hauptberuflich tätige Professorinnen und Professoren 
der Hochschule vertreten sind. Sie können diese Prüfungen auch für 
Studierende durchführen, die wegen eines Auslandssemesters beurlaubt sind. 
Das Nähere regelt eine Ordnung, die der Genehmigung bedarf. Die Ordnung 
kann die Erhebung von Prüfungsgebühren vorsehen. 
(7) Die Hochschulen können die Einschreibung in bestimmte Studiengänge von 
der Teilnahme an einem Studienorientierungsverfahren abhängig machen. Das 
Studienorientierungsverfahren soll insbesondere dazu dienen, den 
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Teilnehmerinnen und Teilnehmern eine Einschätzung der eigenen Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die für die getroffene Studienwahl bedeutsam sind, zu 
ermöglichen. Zudem können die Hochschulen die verpflichtende Teilnahme an 
Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen vorsehen, wenn sich aus dem Ergebnis 
des Studienorientierungsverfahrens weiterer Unterstützungsbedarf ergibt; das 
Ergebnis des Studienorientierungsverfahrens hat jedoch keine Auswirkungen 
auf den Hochschulzugang. Das Nähere zu Ausgestaltung und Durchführung des 
Studienorientierungsverfahrens regelt eine Ordnung. Für die Teilnahme am 
Studienorientierungsverfahren sowie an Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen 
werden keine Gebühren oder Entgelte erhoben. 
(8) Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung zu bestimmen, 
dass Personen, die ein Hochschulstudium auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit, 
der Bildung und Erziehung in der Kindheit oder der Heilpädagogik 
abgeschlossen haben, von der Hochschule eine staatliche Anerkennung ihrer 
Berufsqualifikation erhalten. In einer Verordnung nach Satz 1 können auch 
geregelt werden 
1.  das Verfahren und die örtliche Zuständigkeit für die staatliche Anerkennung, 
2.  weitere Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung, insbesondere 

eine von der Hochschule gelenkte berufspraktische Tätigkeit, das Bestehen 
einer weiteren Prüfung, Sprachkenntnisse und Zuverlässigkeit, 

3.  die Geltung entsprechender staatlicher Anerkennungen nach dem Recht 
eines anderen Landes oder Staates sowie 

4.  das Verfahren für die staatliche Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen. 

Das Niedersächsische Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet keine 
Anwendung mit Ausnahme der §§ 13b, 13c, 14a, 15a und 17, die für die Fälle 
des Satzes 2 Nr. 4 gelten. 
 

3. Gebühren/ 
Beiträge 

§ 11 NHG4 Verwaltungskostenbeitrag 
(1) Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung erheben für ihren Träger von 
den Studierenden für jedes Semester einen Verwaltungskostenbeitrag in Höhe 
von 75 Euro und für jedes Trimester einen Verwaltungskostenbeitrag in Höhe 
von 50 Euro. Hiervon ausgenommen sind 
1.  ausländische Studierende, die eingeschrieben werden 

a)  aufgrund eines zwischenstaatlichen oder übernationalen Abkommens 
oder einer Hochschulpartnerschaft, soweit Gegenseitigkeit besteht, 
oder 

b)  im Rahmen von Förderprogrammen, die überwiegend aus öffentlichen 
Mitteln des Bundes oder der Länder finanziert werden, 

2.  Studierende, die für ein ganzes Semester oder Trimester beurlaubt sind, 
3.  Studierende, die ein aus öffentlichen Mitteln finanziertes Stipendium für ein 

Promotionsstudium oder gleichstehendes Studium erhalten, und 
4.  Studierende an der Norddeutschen Hochschule für Rechtspflege. 
(2) Von einer oder einem Studierenden in einem hochschulübergreifenden 
Studiengang an mehreren Hochschulen ist der Verwaltungskostenbeitrag nur 
von einer der Hochschulen zu erheben. Welche Hochschule den 
Verwaltungskostenbeitrag erhebt, regeln die Hochschulen durch Vereinbarung. 
(3) Der Verwaltungskostenbeitrag wird erhoben für das Leistungsangebot der 
Einrichtungen zur Verwaltung und Betreuung der Studierenden. Hierzu zählt 
insbesondere das Leistungsangebot der Verwaltungseinrichtungen für die 
Immatrikulation, für Prüfungen, für Praktika, für Studienberatung ohne 
Studienfachberatung und für akademische Auslandsangelegenheiten. Nicht 
dazu gehört das Leistungsangebot zur Feststellung der 
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Hochschulzugangsberechtigung sowie in Eignungsfeststellungs- und 
Auswahlverfahren für den Hochschulzugang und die Hochschulzulassung. 
 
§ 12 NHG Studienguthaben 
(1) Für das Studium an Hochschulen in staatlicher Verantwortung werden 
Langzeitstudiengebühren nicht erhoben, solange die oder der Studierende über 
ein Studienguthaben verfügt. 
(2) Das Studienguthaben ergibt sich aus der Zahl der Semester der 
Regelstudienzeit für den gewählten grundständigen Studiengang zuzüglich 
sechs weiterer Semester. Für einen konsekutiven Masterstudiengang erhöht 
sich das Studienguthaben um die Zahl der Semester der Regelstudienzeit für 
diesen Studiengang. Hat die oder der Studierende den für den 
Masterstudiengang qualifizierenden Abschluss an einer im Ausland gelegenen 
Hochschule oder an einer im Inland gelegenen Hochschule, die nicht dauerhaft 
staatlich gefördert wird, erworben, so ergibt sich das Studienguthaben aus der 
Zahl der Semester der doppelten Regelstudienzeit des Masterstudiengangs. Bei 
einem Parallelstudium an derselben Hochschule oder an mehreren 
Hochschulen in Niedersachsen richtet sich das Studienguthaben nach dem 
Studiengang mit der längsten Regelstudienzeit. Bei einem 
hochschulübergreifenden Studiengang an einer Hochschule in Niedersachsen 
und einer Hochschule eines anderen Bundeslandes richtet sich das 
Studienguthaben nach den Regelungen des Bundeslandes, die das höchste 
Studienguthaben vorsehen. Das Studienguthaben vermindert sich um die Zahl 
der gebührenfreien Semester eines vorangegangenen Studiums an einer im 
Inland gelegenen Hochschule, die in staatlicher Verantwortung steht oder 
dauerhaft staatlich gefördert wird. Bei der Berechnung des Studienguthabens 
entsprechen drei Trimester zwei Semestern. Für ein Teilzeitstudium im Sinne 
des § 19 Abs. 2 Satz 1 erhöht sich das Studienguthaben um ein Semester für je 
zwei Semester des Teilzeitstudiums oder um ein Trimester für je zwei Trimester 
des Teilzeitstudiums, wenn die Hochschule als Obergrenze nach § 19 Abs. 2 
Satz 2 höchstens 50 vom Hundert der Leistungspunkte eines 
Vollzeitstudiengangs festgelegt hat. Hat die Hochschule die Obergrenze für die 
Leistungspunkte höher oder niedriger als 50 vom Hundert festgelegt, so erhöht 
sich das Studienguthaben entsprechend geringer oder stärker. Ergeben sich bei 
der Berechnung der Erhöhung des Studienguthabens Bruchteile, so werden sie 
addiert; die Summe wird anschließend auf volle Semester oder Trimester 
aufgerundet. Für das Studium in einem Teilzeitstudiengang gelten die Sätze 8 
bis 10 mit der Maßgabe entsprechend, dass sich nur das die Regelstudienzeit 
übersteigende Studienguthaben erhöht und an die Stelle einer Festlegung nach 
§ 19 Abs. 2 Satz 2 die Regelungen der Prüfungsordnung über den Erwerb der 
Leistungspunkte in dem Teilzeitstudiengang treten. 
(3) Das Studienguthaben wird nicht verbraucht in Semestern oder Trimestern, in 
denen die oder der Studierende 
1.  beurlaubt ist, 
2.  ein Kind im Sinne des § 25 Abs. 5 BAföG tatsächlich betreut, das zu Beginn 

des Semesters oder Trimesters das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, 

3.  eine nahe Angehörige oder einen nahen Angehörigen im Sinne des § 7 Abs. 
3 des Pflegezeitgesetzes pflegt und die Pflegebedürftigkeit im Sinne des § 
3 Abs. 2 des Pflegezeitgesetzes nachgewiesen worden ist, 

4.  als gewählte Vertreterin oder gewählter Vertreter in einem Organ der 
Hochschule, der Studierendenschaft oder des Studentenwerks tätig ist oder 

5.  das Amt der Gleichstellungsbeauftragten wahrnimmt. 
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Satz 1 Nrn. 4 und 5 findet für höchstens zwei Semester oder drei Trimester 
Anwendung. 
(4) Die oder der Studierende ist auf Verlangen der Hochschule verpflichtet, die 
für die Berechnung des Studienguthabens erforderlichen Angaben zu machen 
und die hierfür erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Kommt die oder der 
Studierende diesen Verpflichtungen innerhalb einer von der Hochschule 
gesetzten angemessenen Frist nicht nach, so wird vermutet, dass das 
Studienguthaben verbraucht ist. Die Vermutung kann bis zum Ende des 
nächstfolgenden Semesters oder Trimesters durch Nachholung der 
erforderlichen Angaben und Vorlage der geforderten Unterlagen widerlegt 
werden. 
 
§ 13 NHG Langzeitstudiengebühren, sonstige Gebühren und Entgelte 
(1) Verfügt eine Studierende oder ein Studierender nicht mehr über ein 
Studienguthaben, so erhebt die Hochschule in staatlicher Verantwortung für das 
Land von ihr oder ihm wegen der erhöhten Inanspruchnahme der staatlich 
finanzierten Hochschulinfrastruktur eine Langzeitstudiengebühr in Höhe von 500 
Euro für jedes Semester oder 333 Euro für jedes Trimester. Die 
Langzeitstudiengebühr wird nicht erhoben für ein Semester oder ein Trimester, 
in dem die oder der Studierende 
1.  beurlaubt ist, 
2.  ein Kind im Sinne des § 25 Abs. 5 BAföG tatsächlich betreut, das zu Beginn 

des Semesters oder Trimesters das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, 

3.  eine nahe Angehörige oder einen nahen Angehörigen im Sinne des § 7 Abs. 
3 des Pflegezeitgesetzes pflegt und die Pflegebedürftigkeit im Sinne des § 
3 Abs. 2 des Pflegezeitgesetzes nachgewiesen worden ist, 

4.  eine in der Studien- oder Prüfungsordnung vorgesehene Studienzeit im 
Ausland absolviert, 

5.  ein in der Studien- oder Prüfungsordnung vorgesehenes praktisches 
Studiensemester absolviert oder 

6.  das Praktische Jahr nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Approbationsordnung 
für Ärzte absolviert oder die praktische Ausbildung nach § 3 Abs. 1 Satz 5 
der Approbationsordnung für Ärzte nachbereitet. 

Die Höhe der Langzeitstudiengebühren nach Satz 1 vermindert sich für 
Studierende in einem Teilzeitstudiengang oder in einem Teilzeitstudium im Sinne 
des § 19 Abs. 2 Satz 1 anteilig in dem Maß, in dem in einem Semester oder 
Trimester weniger Leistungspunkte erworben werden können als in einem 
Semester oder Trimester eines Vollzeitstudiengangs. Von einer oder einem 
Studierenden in einem hochschulübergreifenden Studiengang an mehreren 
Hochschulen ist die Langzeitstudiengebühr nur von einer der Hochschulen zu 
erheben. Welche Hochschule die Langzeitstudiengebühr erhebt und wie das 
Gebührenaufkommen zu verteilen ist, regeln die Hochschulen durch 
Vereinbarung. Die Sätze 4 und 5 gelten entsprechend bei einem Parallelstudium 
an einer oder mehreren Hochschulen in Niedersachsen. 
Langzeitstudiengebühren werden erhoben für die lehrbezogenen fachlichen 
Leistungen der Lehreinheiten und zentralen Einrichtungen sowie für Lehr- und 
Lernmaterialien. 
(2) Von den Einnahmen nach Absatz 1 Satz 1 stehen den Hochschulen jährlich 
5.000.000 Euro zur Verfügung. Die Aufteilung auf die Hochschulen und, bei 
Hochschulen in Trägerschaft von Stiftungen, auf die Stiftungen erfolgt 
entsprechend dem jeweiligen Anteil der Hochschule an der Gesamtzahl der 
Studierenden, die die Regelstudienzeit um mehr als vier Semester überschritten 
haben. Die Mittel sollen insbesondere verwendet werden, um den Studierenden, 
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die die Regelstudienzeit überschritten haben, Angebote zu unterbreiten, die 
einen zügigen Studienabschluss unterstützen. 
(3) Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung können für das Studium in 
berufsbegleitenden Studiengängen Gebühren oder Entgelte erheben. Gleiches 
gilt für die Inanspruchnahme von Angeboten internationaler 
Kooperationsstudiengänge, in deren Rahmen mehrere Hochschulen einen 
gemeinsamen Studiengang einrichten und einen gemeinsamen Hochschulgrad 
vergeben oder mehrere Studiengänge curricular aufeinander abstimmen und 
den Erwerb mehrerer Hochschulgrade ermöglichen. Für die Inanspruchnahme 
anderer als der in den Sätzen 1 und 2 sowie in § 12 Abs. 2 Sätze 1 und 2 
bezeichneten Studienangebote sind die Hochschulen in staatlicher 
Verantwortung zur Erhebung von Gebühren oder Entgelten verpflichtet; hiervon 
ausgenommen sind Studienangebote zur Heranbildung des wissenschaftlichen 
und künstlerischen Nachwuchses. Die Gebühren oder Entgelte sind nach dem 
Aufwand der Hochschulen zu bemessen und sollen diesen decken. Zum 
Aufwand gehören auch die Kosten für die Konzeption, Einführung, 
Durchführung und Aktualisierung von Studienangeboten. In den Fällen der 
Sätze 1 und 2, bei einem staatlichen Interesse sowie bei der Markteinführung 
von Studienangeboten können die Hochschulen abweichend von den Sätzen 4 
und 5 auch nicht kostendeckende Gebühren oder Entgelte erheben. 
(4) Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung erheben von Studierenden, 
die das 60. Lebensjahr vollendet haben, je Semester eine Studiengebühr von 
800 Euro. 
(5) Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung erheben von Gasthörerinnen 
und Gasthörern je Semester eine Gebühr in Höhe von mindestens 
1.  50 Euro bei einer Belegung bis vier Semesterwochenstunden, 
2.  75 Euro bei einer Belegung von mehr als vier Semesterwochenstunden und 
3.  125 Euro bei Einzelunterricht. 
Für die Erbringung von Studienleistungen und die Ablegung von Prüfungen wird 
eine gesonderte Gebühr erhoben, die nach dem Aufwand der Hochschule zu 
bemessen ist und diesen decken soll. Satz 1 gilt nicht für Gasthörerinnen und 
Gasthörer, die Studierende einer anderen niedersächsischen Hochschule in 
staatlicher Verantwortung sind. 
(6) Für die Nutzung von Hochschuleinrichtungen durch Personen, die nicht 
Mitglieder oder Angehörige der Hochschule sind, und für Angebote des 
allgemeinen Hochschulsports können die Hochschulen in staatlicher 
Verantwortung Gebühren oder Entgelte erheben. Entsprechendes gilt, wenn 
Mitglieder oder Angehörige der Hochschulen die Einrichtungen für 
außerhochschulische Zwecke nutzen. Nutzungsentgelte aus Nebentätigkeiten 
bleiben hiervon unberührt. 
(7) Die Gebühren nach den Absätzen 4 und 5 sind entsprechend anzupassen, 
wenn das Studienjahr in Trimester eingeteilt ist. 
(8) Das Fachministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
wissenschaftlichen Bibliotheken durch Verordnung zu regeln. Die Gebühren sind 
nach dem Maß des Verwaltungsaufwandes oder nach dem Wert des 
Gegenstandes der Amtshandlung zu bemessen. Für die Überschreitung von 
Leihfristen sind Mahngebühren oder Verzugsgebühren festzusetzen. 
(9) Zur Bestimmung der Höhe der Gebühren und Entgelte nach den Absätzen 3, 
5 und 6 erlässt das Präsidium eine Ordnung. 2Vor Erlass der Ordnung ist die 
Fakultät zu hören. 
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§ 14 NHG Fälligkeit und Billigkeitsmaßnahmen 
(1) Der Verwaltungskostenbeitrag nach § 11, die Langzeitstudiengebühr nach § 
13 Abs. 1 sowie die Gebühren und Entgelte nach § 13 Abs. 3 werden erstmals 
bei der Einschreibung fällig und dann jeweils mit Ablauf der durch die 
Hochschule festgelegten Rückmeldefrist. Die Gebühr nach § 13 Abs. 5 wird mit 
der Anmeldung fällig. Entgelte sind vor Veranstaltungsbeginn zu entrichten. Die 
Hochschule kann für die Fälligkeit der Gebühren und Entgelte nach § 13 Abs. 3 
abweichende Regelungen treffen. 
(2) Die Gebühren und Entgelte nach § 13 können auf Antrag ganz oder teilweise 
erlassen werden, wenn die Entrichtung zu einer unbilligen Härte führen würde. 
Eine unbillige Härte liegt hinsichtlich der Langzeitstudiengebühr in der Regel vor 
1.  bei studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Behinderung oder 

schweren Erkrankung oder 
2.  bei studienzeitverlängernden Folgen als Opfer einer Straftat. 
Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 Nr. 1 ist durch eine 
amtsärztliche Bescheinigung nachzuweisen. 4Ein Antrag nach Satz 1 kann 
längstens bis einen Monat nach Vorlesungsende des Semesters gestellt 
werden. 5Über die Sätze 1 bis 4 hinaus kann die Hochschule mit Zustimmung 
des Fachministeriums die Gebühren und Entgelte nach § 13 für alle 
Studierenden oder bestimmte Gruppen von Studierenden ganz oder teilweise 
erlassen, soweit dies wegen der Auswirkungen 
1.  einer festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite, 
2.  einer festgestellten epidemischen Lage von landesweiter Tragweite, 
3.  eines festgestellten Katastrophenfalls oder 
4.  einer sonstigen besonderen Lage, aufgrund derer Studium und Lehre an 

der Hochschule mindestens für einen überwiegenden Teil des Semesters 
oder Trimesters nur eingeschränkt oder nicht möglich sind, 

der Billigkeit entspricht. 
 
§ 20 NHG Studierendenschaft 
(1) Die Studierenden wirken an der Selbstverwaltung der Hochschule, 
insbesondere in den Ständigen Kommissionen für Lehre und Studium, mit. Sie 
bilden die Studierendenschaft. Die Studierendenschaft ist eine rechtsfähige 
Teilkörperschaft der Hochschule mit dem Recht der Selbstverwaltung. Sie hat 
insbesondere die hochschulpolitischen, sozialen und kulturellen Belange der 
Studierenden in Hochschule und Gesellschaft wahrzunehmen. Sie hat die 
Aufgabe, die politische Bildung der Studierenden und die Verwirklichung der 
Aufgaben der Hochschule zu fördern. In diesem Sinne nimmt sie für ihre 
Mitglieder ein politisches Mandat wahr. 
(2) Aufgaben, Zuständigkeit und Zusammensetzung der Organe der 
Studierendenschaft und ihrer Gliederungen regelt die Organisationssatzung der 
Studierendenschaft. Das Wahlrecht zu den Organen der Studierendenschaft 
wird in freier, gleicher und geheimer Wahl ausgeübt. Das Nähere regelt die 
Wahlordnung der Studierendenschaft. 
(3) Die Studierenden entrichten zur Erfüllung der Aufgaben der 
Studierendenschaft für jedes Semester oder Trimester Beiträge, die von der 
Hochschule unentgeltlich für die Studierendenschaft erhoben werden. Die Höhe 
setzt die Studierendenschaft durch eine Beitragsordnung fest. Die Beiträge 
werden erstmals bei der Einschreibung fällig und dann jeweils mit Ablauf der 
durch die Hochschule festgelegten Rückmeldefrist. Der Anspruch auf den 
Beitrag verjährt in drei Jahren. 
(4) Die Studierendenschaft hat ein eigenes Vermögen. Für ihre 
Verbindlichkeiten haftet sie nur mit diesem Vermögen. Das Finanzwesen der 
Studierendenschaft richtet sich nach einer nach Maßgabe der §§ 105 bis 112 
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der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung (LHO) von ihr zu 
beschließenden Finanzordnung. Das Präsidium erlässt Rahmenvorgaben für die 
Finanzordnung und überprüft mindestens einmal jährlich deren Einhaltung. 
Verstößt eine Studierendenschaft in ihrer Haushalts- und Wirtschaftsführung 
gegen die Finanzordnung, so kann das Präsidium eine befristete 
Verfügungssperre über das Vermögen der Studierendenschaft erlassen. 
 
§ 70 NHG Finanzierung und Wirtschaftsführung 
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhalten die Studentenwerke vom Land eine 
Finanzhilfe. Im Übrigen haben die Studierenden Beiträge zu entrichten, die von 
den Hochschulen unentgeltlich für die Studentenwerke erhoben werden. Die 
Höhe der Beiträge wird durch eine Beitragssatzung festgesetzt. Die Beiträge 
werden erstmals bei der Einschreibung fällig und dann jeweils mit Ablauf der 
durch die Hochschule festgelegten Rückmeldefrist. Der Anspruch auf den 
Beitrag verjährt in drei Jahren. 
(2) Werden einem Studentenwerk staatliche Angelegenheiten übertragen, so 
erstattet das Land die damit verbundenen notwendigen Kosten. 
(3) Die Finanzhilfe wird nach Maßgabe des Haushalts gewährt. Die Finanzhilfe 
nach Absatz 1 Satz 1 setzt sich zusammen aus 
1.  einem Sockelbetrag von 300.000 Euro für jedes Studentenwerk, 
2.  dem sich aus der Zahl der Studierenden ergebenden Grundbetrag und 
3.  dem von der Teilnahme am Mensaessen abhängigen Beköstigungsbetrag. 
Die nach Abzug der Sockelbeträge verbleibenden Haushaltsmittel verteilen sich 
in einem Verhältnis von 1 zu 2 auf den Grundbetrag und den 
Beköstigungsbetrag. Die Zahl der Studierenden, für die der Grundbetrag 
ermittelt wird, ergibt sich aus der amtlichen Hochschulstatistik. Maßgeblich ist 
die Zahl der Studierenden für das letzte vor dem jeweiligen Haushaltsjahr 
begonnene Wintersemester. Der Beköstigungsbetrag ergibt sich aus der Zahl 
der vom Studentenwerk in seinen Mensen und Essensausgabestellen 
ausgegebenen Essensportionen. Als Essensportion gelten alle an eine 
Studierende oder einen Studierenden an einem Tag ausgegebenen 
Hauptmahlzeiten. Das Fachministerium kann für einen Zeitraum von bis zu fünf 
Jahren nach einer Zusammenlegung von Studentenwerken die Höhe des 
Sockelbetrages abweichend von Satz 2 Nr. 1 festlegen. 
(4) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der Studentenwerke 
richten sich nach kaufmännischen Grundsätzen; das Rechnungswesen muss 
eine Kosten- und Leistungsrechnung umfassen, die die Bildung von Kennzahlen 
für hochschulübergreifende Zwecke ermöglicht. Auf den Jahresabschluss sind 
die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über große Kapitalgesellschaften 
sinngemäß anzuwenden. Auf die Prüfung des Jahresabschlusses sind die 
Prüfungsgrundsätze des § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes entsprechend anzuwenden. 
 
Zu den gesetzlichen Regelungen treten Satzungsregelungen (i.d.R. die 
Beitragsordnung des Studierendenwerks/Studentenwerks und die der 
Studierendenschaft/Studentenschaft). Typische (aber nicht in allen 
Ländern bzw. an allen Hochschulorten vorgesehene) Bestandteile des zu 
zahlenden Betrags sind ein Beitrag zu den Verwaltungskosten, der Beitrag 
für das Studierendenwerk/Studentenwerk, der Beitrag für das 
Semesterticket, z.T. zuzüglich eines Beitrags für einen Härtefallfonds, 
sowie aus dem Beitrag für die Studierendenschaft/Studentenschaft. 
Exemplarisch hier die aktuellen Zahlen für die Leibniz Universität 
Hannover:5 
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Studentenwerk 115,00 Euro 
AStA 15,80 Euro 
Semesterticket 184,78 Euro 
Verw. 75,00 Euro 
Sonstiges 5,31 Euro 

 
Auszug aus der Beitragsordnung der Studierendenschaft der Leibniz 
Universität Hannover6 

 
§ 4 Erhebung 
(1) Beitragspflichtig sind die immatrikulierten Studierenden der Universität 
Hannover. Studierende, die für das ganze Semester beurlaubt wurden, sind 
von der Beitragszahlung für dieses Semester befreit. Die Befreiung umfasst 
die Teile des § 2 Abs 1 Nr. 1 bis Nr. 3. 
(2) Die festgelegten Regelungen zum Erlass und zur Rückerstattung des 
Semesterticketbeitrages nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 unterliegen den Regelungen 
und Bestimmungen der Semesterticketverträge.  

 
4. Zugang zu IT-

Infrastruktur und 
Bibliothek 

§ 17 NHG7 Verarbeitung personenbezogener Daten 
Die Hochschulen dürfen von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, von 
Mitgliedern sowie von Angehörigen, die nicht in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis zu ihnen stehen, die für die Einschreibung, die Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen, die Nutzung von Hochschuleinrichtungen 
sowie die Kontaktpflege mit ehemaligen Mitgliedern der Hochschule 
erforderlichen und in Ordnungen bestimmten personenbezogenen Daten 
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des 
Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung verarbeiten. 2Die 
Hochschulen dürfen von ihren Mitgliedern und Angehörigen personenbezogene 
Daten einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung auch verarbeiten, 
soweit dies zur Aufgabenerfüllung nach dem Hochschulstatistikgesetz in der 
jeweils geltenden Fassung erforderlich ist. 3Durch Ordnungen der Hochschule 
kann die Pflicht zur Verwendung von mobilen Speichermedien begründet 
werden, die der automatischen Datenverarbeitung insbesondere für Zwecke der 
Zutrittskontrolle, Identitätsfeststellung, Zeiterfassung, Abrechnung oder 
Bezahlung dienen. 
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